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Bericht des Abgeordneten Lange 


Die Zweiundzwanzigste Verordnung zur Ände- 
rung der Einfuhrliste wurde mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten vom 22. Dezember 1965 dem Ausschuß 
zugewiesen mit der Auflage, dem Plenum den Be- 
richt bis zum 16. März 1966 vorzulegen. Die Ver- 
ordnung wurde im Bundesanzeiger vom 18. Dezem- 
ber 1965 verkündet. Nach § 27 Abs. 2 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes hat der Bundestag das Recht, in 
einer Frist von vier Monaten nach Verkündung die 
Aufhebung zu verlangen. Der Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen hat sich davon über- 
zeugt, daß die Bundesregierung auf Grund der Be- 
schlüsse des Sicherheitsrates der Vereinten Natio- 
nen vom 12. und 20. November 1965 verpflichtet 
war, die vorliegende Änderung der Einfuhrliste vor- 
zunehmen. Der Ausschuß empfiehlt deshalb dem 
Plenum, von dem Recht gemäß § 27 Abs. 2 des 
Außenwirtschaftsgesetzes keinen Gebrauch zu 
machen und somit die Aufhebung der Verordnung 
nicht zu verlangen. 


Bonn, den 9. Februar 1966 
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